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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Die SPK des Nationalrats präsentierte ihre Vorschläge zur Umsetzung der im Vorjahr
gutgeheissenen parlamentarischen Initiative Stamm (cvp, LU) zur Wahrung der
Lauterkeit in der Abstimmungswerbung. Sie beantragte, mit einer Teilrevision des
Gesetzes über die politischen Rechte eine vom Bundesrat ernannte Fachkommission zu
schaffen, welche Beanstandungen von Stimmberechtigten überprüft und ihre
Stellungnahme dazu öffentlich bekannt macht. Über eine Entscheidbefugnis, z.B. zur
Verhinderung von beanstandeten Aussagen, verfügt die Kommission jedoch nicht; auf
der anderen Seite ist ihre Stellungnahme auch nicht rekursfähig. Entsprechende
Terminvorgaben sollen dafür sorgen, dass diese Stellungnahmen noch vor dem
Abstimmungstag publiziert werden. Der Bundesrat lehnte diese von der SPK
vorgeschlagene neue Instanz ab, da sie den Regeln der freien Meinungsbildung
widersprechen würde. Zudem wies er auf kontraproduktive Effekte einer derartigen
Kontrolle hin, welche den Urhebern unlauterer Propaganda zu zusätzlicher Publizität
verhelfen könnte. Ein Beispiel für falsche Behauptungen lieferten die Gegner der
Militärgesetzrevision, welche in Inseraten proklamierten, die geplanten Auslandeinsätze
der Armee würden CHF 600 Mio. pro Jahr (statt rund CHF 200 Mio.) kosten. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.2001
HANS HIRTER

Der Nationalrat beschäftigte sich mit dem Projekt seiner SPK zur Umsetzung der im Jahr
2000 gutgeheissenen parlamentarischen Initiative Stamm (cvp, LU) zur Wahrung der
Lauterkeit in der Abstimmungswerbung. Nachdem die Fraktionen der bürgerlichen
Parteien die vorgeschlagene Einsetzung einer Anrufungskommission als nicht
praktikabel und überflüssig bezeichnet hatten, folgte der Rat mit 86:65 Stimmen dem
auch vom Bundesrat unterstützten Nichteintretensantrag der
Kommissionsminderheit. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.06.2002
HANS HIRTER

1) BBl, 2002, S. 389 ff. und 407 ff.; Presse vom 27.10.01. Siehe auch Bundeskanzlei (Hg.), Das Engagement von Bundesrat und
Bundesverwaltung im Vorfeld von eidgenössischen Abstimmungen, Bern 2001 sowie TA und NZZ, 23.11.01.; vgl. TA, 14.6.01.
2) AB NR, 2002, S. 679 ff.; Bund, 5.6.02.
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